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Lebensmittelkarten — im 10. Nachkriegsjahr
Die unerfüllten Versprechen der SED — A rm ee hat Vorrang

Mit der Ausgabe der Januar-Lebensmittelkarten ist ein wei­
teres Versprechen der SED gebrochen worden. Auf dem 
IV. Parteitag im vergangenen April gab die SED als Grenze 
für die Kartenversorgung das Jahr 1954 an. Noch im Septem­
ber führte sie eine Kampagne gegen die von weiten Teilen der 
Bevölkerung geforderte Karten-Neueinstufung, mit der Begrün­
dung. daß es sich darüber gar nicht mehr zu verhandeln lohne. 
Seither sind weitere vier Monate vergangen. Die Bevölkerung 
iu der Zone fragt angesichts der leerer werdenden Läden sor­
genvoll: Was wird es 1955 zu kaufen geben?

Für eine Aufhebung der L e­
bensmittelkarten fehlen dank 
der Pankower Wirtschaftspolitik 
alle Voraussetzungen. Die So­
wjetzonenregierung hat bei allen 
östlichen und vielen westlichen 
Staaten erhebliche Lieferschul­
den, niemand gibt ihr ohne wei­
teres mehr etwas auf Kredit. 
Mancher westliche Handelspart­
ner würde trotzdem mit sich 
reden lassen, wenn wenigstens 
der Plauptanteil dieser L iefe­
rungen mit Sicherheit der Be­
völkerung zugute käme statt 
vielleicht in den besonderen 
Staatsreserven für die K V P  zu 
verschwinden.

Die Sowjetzone selbst hat 
keine Reserven mehr. Man wirt­
schaftet von der Hand in den 
Mund und hofft, daß der Mos­
kauer Weltwirtschaftsrat der 
SED aus politischen Gründen 
nicht ganz den Versorgungshahn 
abdrehen wird. Aber für eine 
Aufhebung der Rationierung 
reicht das nicht aus. Dazu müßte 
eine Staatsreserve für ein hal­
bes Jahr bereitstehen.

Alles für die Armee!
Die Versorgung mit Textilien, 

Lederwaren und industriellen 
Massenbedarfsgütern wird 1955 
weitgehend von dem abhängen. 
was die zu einer offiziellen 
Armee avancierte kasernierte

Volkspolizei für sich ' verbrau­
chen wird. Vielfach wird an­
genommen, die Versorgungs­
schwierigkeiten der letzten Mo­
nate des alten Jahres seien 
hauptsächlich auf diese KVP- 
Belange zurückzuführen. Dazu 
kamen noch die Planungs­
fehler.

Im Dezember 1954 haben die 
drei Armeegruppen der K YP  
ihre Bedarfsanforderüngen für 
1955 auf gestellt. Allein die von 
der K V P  geforderten Ledervor­
räte übersteigen den Gesamtbe­
darf des Jahres 1954 für Zivil 
und M ilitär'

Nicht umsonst propagieren die 
SED-Zeitungen das „neuzeit­
liche, hervorragende Cona- 
Leder“ , ein minderwertiges 
Schweinsleder.

Kühlschrank Nebensache
Für Kühlschränke, Motorrol­

ler, mechanisierte Haushaltsge­
räte und anderes hat die 1955er 
Produktion kaum Platz. Wo die 
„Massenbedarfsgüter“ in die 
Planziffern aufgenommen wur­
den, geschah dies 'mit der Be­
rechnung. daß man sie später 
überteuert verkaufen und damit 
die andere Produktion finanzie­
ren kann.

1955 ist das „Jahr der Einspa­
rungen“ . Das gilt auch für das 
Bauprogramm. Wer 1953 und

1954 keine Wohnung bekam, 
wird auch 1955 wenig Aussicht 
haben.

Die neue Dreistaaten-Koordi- 
nierung Polens, der Sowjetzone 
und der Tschechoslowakei, die 
in Prag beschlossen werden 
mußte, verlangt schon jetzt 
einen Behörden-Wasserkopf, der 
noch mehr Platz und noch mehr 
neue Bauten beansprucht. Dazu 
kommen die rein militärischen 
Bauten, die zwei neuen Groß­
kraftwerke, der „Küstenschutz­
gürtel Nord“ und ein paar Re­
präsentationsbauten. Den völlig 
zerstörten „Nußbaum“ und den 
„Krögel“ w ill der Ostberliner 
Magistrat in einer „Altberliner 
Traditionsecke“ neu entstehen 
lassen.

Dieselben Funktionäre, die 
das Schloß in Trümmer legten, 
verraten plötzlich durchsichtig- 
heimatliche Gefühle, Vielleicht, 
weil man mit solch einem Bau 
mehr Reklame machen kann, als 
mit 1000 Wohnungen, wie sie 
im Westen in fast jedem Häu­
serviertel unbesehen in die Höhe 
schießen.

In der Klemme
Doch das gleiche Wirtschafts­

dilemma gilt auch für die SED 
mit ihren Plänen. Längst kann 
dieser Staat nicht mehr so, wie 
er will. In der Ökonomischen 
Beschränkung liegt so neben der 
Unbill für den Bürger auch 
etwas Hoffnung: Die Politik
hängt heutzutage von der W irt­
schaft ab. Starke Politik kann 
nur der machen, der eine starke 
Wirtschaft besitzt. Was heute 
noch den Bürger ärgert, der 
Mangel und die erfolglose Plan­
wirtschaft, ist für Pankow viel­
leicht hier und dort doch eine 
sehr unangenehme politisch® 
Bremse.
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JAKOB KAISER:

Überwindung 
des Provisoriums!
Es ist üblich, an einer Jah­

reswende das Ermutigende her- 
vorzuheben, das sich im Leben 
des einzelnen wie im Leben 
eines Volkes abzeichnet. Dabei 
berühren sich wohl in keinem 
Volke Europas das Schicksal des 
einzelnen und das seines Vol­
kes so eng miteinander wie bei 
uns.

In alles Denken und Tun 
drängt sich gerade an dieser 
Jahreswende das Bewußtsein, 
daß kein Volk Europas ein so 
provisorisches Leben lebt und 
zu leben gezwungen ist wie wir 
Deutsche. Zudem stehen wir an 
dieser Jahreswende vor der 
Tatsache, daß dieses Proviso­
rium mit dem 1. Januar 1955 
nun schon in sein zweites Jahr­
zehnt geht.

Es ist kein Zweckpessimis­
mus, uns das ins Gedächtnis zu 
rufen. Er wäre auch unange­
bracht. Niemand kann ja an 
dieser Wende zum zweiten 
Nachkriegsjahrzehnt übersehen, 
daß ein Teil unseres Landes, 
nämlich die Bundesrepublik, 
einen Aufschwung genommen 
hat, der auch kühnster Phanta­
sie im Chaos von 1945/46 
unwahrscheinlich. erscheinen 
mußte. Auch die Hauptstadt 
Berlin — gewaltsam beschränkt 
auf die Westberliner Insel — 
nimmt zum guten Teil an die­
sem Aufschwung teil.

B e isp ie l B erlin
Aber gerade in Berlin drängt 

sich das Provisorische der deut­
schen Existenz mit aller Deut­
lichkeit auf. Lebendigkeit und 
Lichterfülle, Ausdruck der Frei­
heit und des Aufschwungs in 
Westberlin hören auf am Pots­
damer Platz, am Brandenburger 
Tor und an allen anderen 
Punkten, die zum sowjetischen 
Sektor von Berlin hinüber­
führen.

Die Bundesrepublik umfaßt 
einen weiteren Raum. Nur ein 
Bruchteil ihrer Bevölkerung 
stößt Tag für Tag an die 
Grenze, die über Hof, Helm­
stedt und Lübeck verläuft und 
wird so ständig darauf hinge­
wiesen, daß jenseits dieser 
Grenze weder Freiheit noch der

Lichterglanz eines wirtschaft­
lichen Aufschwunges vorhanden 
ist. Deshalb vergessen viele all­
zu leicht, daß die Bundes­
republik nur ein Teil Deutsch­
lands, nur ein Provisorium ist. 

- Sie ist geschaffen, um we­
nigstens für einen Teil Deutsch­
lands die Freiheit zu wahren 
und zu sichern. Vor allem aber 
ist' es ihr Sinn und ihr Ziel, un­
entwegt und zielbewußt der 
Einheit und Freiheit von ganz 
Deutschland zu dieneu.

Die Grenze über Hof, Helm­
stedt und Lübeck macht es in 
gleicher Weise deutlich wie die 
Sektorengrenze in Berlin: So 
eindrucksvoll der Wiederaufbau 
der deutschen Städte und Dör­
fer in der Bundesrepublik ist, 
so provisorisch ist das staat­
liche Gefüge Deutschlands ge­
blieben, das praktisch noch 
heute — an der zehnten Nach- 
kriegsjahreswende — an der 
Elbe und Werra aufhört und 
das die Hauptstadt Berlin so­
gar heute noch nur de facto, 
nicht aber de jure in seine 
staatliche Gemeinschaft ein­
schließen darf.

Unser Volk hat noch immer 
nicht die Macht und die Mög­
lichkeit, das zu ändern. Es 
kann aus eigenem Willen weder 
die fünfzig Millionen der Bun­
desrepublik und die achtzehn 
Millionen der sowjetisch besetz­
ten Zone zu freiem staatlichen 
Dasein vereinen, noch kann es 
aus eigener Entscheidung Ber­
lin wieder zu der wirklichen 
Hauptstadt machen.

Um so mehr muß uns daran 
liegen, aus dem freien Teil 
Deutschlands das zu machen, 
was unserem eigenen Willen 
anheimgegeben ist. Es muß uns 
daran liegen, die Bundesrepu­
blik zu einem Staatswesen 
echter demokratischer Freiheit 
und Duldsamkeit und ebenso 
echter sozialer Ausgeglichenheit 
fortzuentwickeln.

Je vollkommener es der Bun­
desrepublik gelingt, sieh poli­
tisch und sozial zu bewähren, 
uni so überzeugender wird ihr 
Ansehen, um so mehr gilt ihr 
politisches Wort, wenn sie 
stellvertretend für ganz 
Deutschland immer wieder auf 
der Forderung seiner Einheit 
in Freiheit beharrt. l'm  die 
Wirksamkeit dieses Beharrens 
geht es, wenn wir von allen 
vier Mächten Bereitschaft zu 
entscheidenden Verhandlungen

über die deutsche Frage er­
hoffen.

D ie  W ietlerbew a ifn iin g
Für diese Beharrlichkeit wird 

die an dieser Jahreswende im 
Vordergrund stehende Wieder- 
loewaffnung der Bundesrepublik 
kein Hindernis sein. Im Gegen­
teil. Sie wird ihre Wirkung nur 
steigern können. Mit innerster 
Anteilnahme haben wir in die­
sen Tagen die schicksalhafte 
Debatte in der französischen 
Nationalversammlung um diese 
Wiederbewaffnung verfolgt. 
Wer das ganze Ausmaß des Un­
glücks auch heute noch im Be­
wußtsein trägt, das das Hitler- 
Abenteuer über die Völker 
Europas gebracht hat, muß 
Verständnis für die Härte des 
inneren Pangens Frankreichs 
um seine Zustimmung zu unse­
rer Wiederbe-waffnung haben. 
Um so mehr würdigen w ir die 
Zustimmung der französischen 
Nationalversammlung als we­
sentlichen Schritt auf dem Wege 
eines Friedens, der die Freiheit 
und die Selbstbestimmung der 
Völker achtet.

Daß dieser Schritt am Beginn 
des zweiten Nachkriegsjahr­
zehntes steht, macht uns zuver­
sichtlich im Vertrauen auf die 
Verständigung und das nähere 
Zusammenrücken der Nationen 
Europas. W ir teilen den Pessi­
mismus derer nicht, die auf der 
Meinung beharren, daß die 
deutsche Wiederbewaffnung ein 
Hemmnis auf dem Wege zur 
Wiedervereinigung sein würde.

Zur politischen und sozialen 
Bewährung der Bundesrepublik 
als freies Staatswesen gehörten 
die Bereitschaft und der Wille, 
diese Freiheit im Notfall auch 
zu verteidigen. Verteidigungs­
bereitschaft ist der notwendige 
Rückhalt für die Politik eines 
freien Volkes, wenn seine poli­
tischen Kräfte sie in Verantwor­
tung« b e wnßter Gerne ins amke i't 
beherrschen und handhaben.

Es ist den politischen K räf­
ten der Bundesrepublik auf ge­
geben, das entstehende Instru­
ment der Verteidigung so zu 
gestalten, daß in allen Mächten, 
von denen es abhängt, Deutsch­
land aus dem Zustand des Pro­
visoriums zu entlassen, die 
Überzeugung wächst, daß seine 
Wiedervereinigung keine Gefahr 
für den Frieden der Welt, son­
dern eine Untermauerung des 
Friedens bedeutet.



Botschaften zum Jahreswechsel
W iedervere in igu n g  steht im  M itte lpunkt

Berlin (DPA/Eigenbericht). Die führenden Persönlichkeiten 
des politischen Lebens im freien Teil Deutschlands haben zur 
Jahreswende zahlreiche Botschaften an die Deutschen in Ost 
und West gerichtet. Im Mittelpunkt ihrer Wünsche für 1955 
stand immer wieder die Wiedervereinigung.

Bundespräsident H e u s s  betonte in seiner Silvesteransprache, 
der fragende. Wunsch an das neue Jahr sei: „Werden w ir zu 
dem großen Tag der Wiedervereinigung kommen oder ihn doch 
sehen können, an dem die Menschen in Köln und Dresden, 
in Rostock und Frankfurt, in München und Magdeburg aus der 
geistigen in die rechtliche Einheit zurückkehren?“ Die Ant­
wort darauf liege freilich nicht allein im deutschen Wollen.

SPD und CDU bilden 
Berliner Senat

Berlin (.Eigenmeldung). CDU 
und SPD werden den neuen 
Berliner Senat bilden. Die Ver­
handlungskommissionen beider 
Parteien haben sich auf der 
Grundlage geeinigt, daß der 
neue Senat aus sechs 'M itglie­
dern der SPD und fünf der CDU 
besteht. Auch über die sach­
lichen Voraussetzungen wurden 
grundsätzliche Übereinstimmun­
gen erreicht. Zu dem Ergebnis 
müssen die zuständigen Partei­
gremien noch Stellung nehmen.

Die Parteien werden ihren 
Fraktionen empfehlen, bei der 
Bildung des Senats folgende 
Verteilung in Aussicht zu neh­
men :

SPD: Regierender Bürgermei­
ster. Inneres, Wirtschaft und 
Kredit. Verkehr und Betriebe, 
Gesundheitswesen, Bundesange­
legenheiten.

CDU: Finanzen, Justiz, Volks­
bildung, Arbeit und Sozialwe­
sen, Bau- und Wohnungswesen. 
Einer der CDU-Senatoren wird 
das Amt des Bürgermeisters 
übernehmen.

Bonn (AP/DPA). Als den be­
deutendsten Mann des Jahres 
hat Bundesinnenminister Dr. 
Schröder den Durehschnittsbür- 
ger bezeichnet. Er betonte in 
einer Betrachtung zum Jahres­
wechsel, daß die erstaunliche 
Aufwärtsentwicklung auf allen 
Gebieten ohne den einfachen 
Mann auf der Straße nicht mög­
lich gewesen wäre. f~

„Wenn zum Beispiel im Jahre 
1954 die Produktion weiterhin 
eine erstaunliche Aufwärtsbe­
wegung zeigte und zum ersten 
Male 17 Millionen Männer und 
Frauen in Arbeit standen, wenn 
wiederum über eine halbe M il­
lion Wohnungen gebaut werden 
konnten und die Spareinlagen 
sich auf über 15 Milliarden DM- 
erhöhten, dann verdient für 
diese imponierende wirtschaft­
liche Bilanz Dank und Anerken­
nung nicht zuletzt die sparsame 
und fleißige Bevölkerung. Auch 
im Jahre 1954 bewahrten sich 
die Deutschen in der Bundes­
republik den nüchternen Blick 
für die Möglichkeiten unserer

Bundeskanzler Dr. A d e n ­
a u e r  gab seiner Überzeugung 
Ausdruck, daß Waffen allein den 
Frieden und die Freiheit nicht 
sichern könnten, genau so we­
nig wie ein hoher Lebensstan­
dard allein die „gefährliche 
Kraft des materiellen Kommu­
nismus“ überwinden könne. „W ir 
müssen die religiösen und gei­
stigen Kräfte der abendländi­
schen W elt mobilisieren.“

Trotz1 der Teilung Deutsch­
lands sei in der Bevölkerung 
das Bewußtsein deutscher Zu­
sammengehörigkeit nicht er­
schüttert worden, sagte Bundes-

Politik. Sie blieben voller Miß­
trauen gegenüber allen radika­
len Parolen, und dort, wo ge­
wählt wurde, haben sie den ex­
tremen Parteien eine klare Ab­
sage erteilt.“

Bundesminister Schröder fuhr 
fort: „Der Durchschnittsbürger 
bei uns ist heute wach und auf­
merksam. Er macht nicht viel 
Aufhebens von einer Sache. 
Aber wenn man ihm etwas Un­
billiges einreden will, dann 
läßt er keinen Zweifel daran, 
daß er sich nicht für dumm ver­
kaufen läßt.“

minister Jakob K a i s e r .  Die 
natürliche Verbundenheit unse­
res Volkes beginne, sich immer 
mehr als Kraft zu erweisen, die 
über alle künstlichen Hemm­
nisse hinweggreift. „Die W elt 
würde Politik im luftleeren 
Raum machen, würde sie diese 
Bekundungen der Zusammenge­
hörigkeit ignorieren.“

Den Besorgnissen, daß die 
Wiederbewaffnung Deutschlands 
seiner Wiedervereinigung im 
Wege stehen könnte, hielt Kai­
ser entgegen: „Zehn Jahre hat 
man einem waffenlosen Deutsch­
land seine Wiedervereinigung 
versagt. Und es ist kein konkre­
ter Anhaltspunkt gegeben, daß 
sich das auf Grund weiterer 
Ohnmacht ändern sollte.“ 

„Berlin bleibt die Klammer 
gegen alle kommunistischen Ver­
suche der Spaltung“ , betonte 
Bundesminister Dr. Robert 
T  i 1 1 m a n n s. Die Behauptung 
der Sowjets, daß nach der Ra­
tifizierung der Pariser Verträge 
Verhandlungen der Großmächte 
über die Einheit Deutschlands 
gegenstandslos wären, bezeich- 
nete er als ein Kampfmittel der 
Kommunisten gegen das Zu­
standekommen der europäischen 
Verteidigung. Die Berliner seien 
solche Drohungen gewöhnt und 
ließen sich dadurch nicht ein­
schüchtern.

Hoffnung für Kriegsgefangene?
Bonn (AP/DPA). Der Präsi­

dent des Deutschen Roten Kreu­
zes, Dr. Weitz, hat die Erwar­
tung ausgesprochen, daß er 
bald in direktem Gbs’präeh in 
Moskau über die Freilassung 
der in der Sowjetunion noch 
zurückgehaltenen Deutschen ver­
handeln könne.

Einige Hoffnungen für eine 
baldige Reise gebe ihm die Tat­
sache, daß die Unterlagen für

die Reisevisa der deutschen De­
legation unlängst von sowje­
tischer Seite entgegengenommen 
worden seien.

Geburtenüberschuß
Bonn <DPA). Der Geburten­

überschuß in der Bundesrepu­
blik 1st im dritten Vierteljahr 
1954 mit rund 78 000 gegenüber 
den anderen Quartalen und dem 
Vorjahr unverändert geblieben.

Lob dem Durchschnittsbürger
Er u rte ilte  k lar, wach, aufm erksam



Befriedigung über Pariser Entscheidung
K nappe M eh rh e it für d ie  Verträge

Berlin (DPA/AP), Die Entscheidung der französischen Natio­
nal Versammlung für die Wiederbewaffnung Deutschlands und 
damit für die Gesamtheit der Pariser Verträge ist im Westen 
allgemein mit Befriedigung aufgenommen worden. US-Außen- 
minister Dulles sagte, die Pariser Beschlüsse seien „ein gutes 
Vorzeichen für die kommenden Jahre“. Präsident Eisenhower 
erklärte, wenn die Souveränität der Bundesrepublik hergestellt 
und Deutschland in die Nordatlantikpakt-Organisation aufge- 

, nommen sei, werde die Verteidigungskraft und die allgemeine 
Solidarität in Westeuropa zunehmen.
In London erklärten amtliche France das Vertrauen aus und

Kreise, diese Abstimmung werde 
alle jene ermutigen, die sich zur 
Verteidigung der freien W elt in 
der Atlantischen Allianz zusam- 
mengeschlossen haben.

Bundeskanzler Dr. Adenauer 
betonte, die Bundesrepublik 
werde guten Willens, beharr­
lich und maßvoll, ihren Beitrag 
zu dem gemeinsamen Werk der 
europäischen Völker leisten. Der 
Vorsitzende der CDU-Bundes- 
tagsfraktiön, von Brentano, legte 
in einer Erklärung das Haupt­
gewicht darauf, daß die Zustim­
mung des' französischen Parla­
mentes den W eg zu einer ge­
meinsamen Politik der euro­
päischen Staaten und zu einer 

Fortentwicklung der atlantischen 
Gemeinschaft Öffne.

Die französische Nationalver­
sammlung hatte in der ent­
scheidenden Sitzung am Don­
nerstagnachmittag die Wieder- 
bewaifnuhg der Bundesrepublik 
und damit nunmehr das ganze 
Pariser Vertragswerk mit der 
knappen Mehrheit von 27 Stim­
men gebilligt. Das Ergebnis 
lautete: 287 zu 260 Stimmen für 
das neugefaßte Zustimmungs- 
gesetz zum Vertrag’ über die 
Aufnahme der Bundesrepublik 
und Italiens in die Westeuro­
päische Union. Durch ihre Zu­
stimmung sprach die Kammer 
zugleich der Regierung Mendes-

revidierte ihre erste Entschei­
dung vom vergangenen Freitag, 
in der sie den gleichen Vertrag, 
allerdings ohne die Vertrauens­
frage, ab gelehnt hatte.

die NATO, der Wiederherstel­
lung ihrer Souveränität und dem 
deutsch-französischen Saarab­
kommen hatte das Parlament 
seine Zustimmung bereits vor­
her erteilt.

Die Verträge gehen jetzt an 
den Rat der Republik, der sich 
voraussichtlich im Februar mit 
ihnen beschäftigen wird.

Die nur knappe Mehrheit von 
27 Stimmen im Parlament ver­
dankt Mendes-France seinen 
ärgsten Gegnern, den Volks­
republikanern, die ihm nicht 
verzeihen können, daß er im 
August die EVG scheitern ließ. 
Kurz vor der Abstimmung über 
die Westeuropäische Union hatte 
der ehemalige Außenminister

Nach dem vorher erklärten Schuman bekanntgegeben, daß 
W illen der Nationalversammlung er seine Parteifreunde ersuchen 
bilden alle Pariser Verträge ein werde, sich diesmal der Stimme 
untrennbares Ganzes. Der Auf- zu enthalten, damit der Vertrag 
nähme der Bundesrepublik in passieren könne.

Etwas Neues beginnt
DT. Als in der französischen 

Nationalversammlung nach der 
Bekanntgabe der entscheidenden 
Abstimmung die Sitzung unter­
brochen wurde und die Abge­
ordneten den, Saal verließen, 
riefen ihnen die Kommunisten 
nach: „Mörder, Heuchler, Na­
zis!“ Die rund hundert Vertre­
ter Moskaus im französischen 
Parlament sollten mit dieser un­
flätigen Reaktion vielen Abge­
ordneten den inneren Zwiespalt 
noch nachträglich gelöst und 
ihnen die Überzeugung beige­
bracht haben, daß ihr Ja rich­
tig gewesen ist.

Die Mehrheit, die nach einer 
dramatisch zugespitzten Parla­
mentsdebatte für die Pariser 
Verträge schließlich zustande 
kam, ist nur sehr knapp. Sie 
fand sich im übrigen zusammen 
nicht wegen des Inhalts und 
Ziels der Verträge, sondern we-

Dulles „Mann des Jahres“
New York (AP). Das große 

amerikanische Nachrichtenmaga­
zin „Time“ hat, wie jedes Jahr, 
den „Mann des Jahres“ gewählt. 
Diesmal bekam Außenminister 
Dulles diesen Titel.

Die Zeitschrift begründet ihre 
Wahl damit, daß Dulles im 
Jahre 1954 in der internationa­
len Politik die beste Arbeit ge­
leistet habe. Er sei in diesem

Jahr als Außenminister über 
160 000 Kilometer gereist, um 
seiner Aufgabe gerecht zu wer­
den.

In 12 Sprachen
Paris (DPA). In zwölf Spra­

chen hat der Straßburger Eu­
roparat in der Silvesternacht 
den Europäern seine besten 
Wünsche fürs neue Jahr über­
mittelt.

gen der Folgen, die ihre Ab­
lehnung erwarten ließ. Man be­
fürchtete einen Zerfall des west­
lichen Bündnis- und Sicherheits­
systems, ohne daß das, was 
Frankreich die Entscheidung so 
schwer machte, nämlich die Wie- 
derbewaflmmg Deutschlands, 
durch ein französisches Nein 
verhindert worden wäre.

Aber das alles ist nun Ver­
gangenheit — mit der Ein­
schränkung, daß der weiteren 
Prozedur der Ratifizierung in 
Frankreich, die 'noch den Rat 
der Republik beschäftigen wird 
und schließlich die Hinterlegung 
der Ratifizierungsurkunden er­
fordert, keine neuen Schwierig­
keiten erwachsen. Wenn man 
dies alles mit der gebührenden 
Vorsicht voraussetzt, dann darf 
man heute doch sagen, daß e t ­
w a s  N e u e s  b e g i n n t :  
zwischen Frankreich und 
Deutschland und in Europa 
überhaupt. Man kann dabei er­
warten, daß die gesunde Kraft, 
die sich in dem Neuen regt, 
das Alte überwinden wird. Neue 
Tatsachen sind hierzu immer 
besser als alte Deklamationen. 
Je mehr wir in Deutschland um 
die psychologische Schwere der 
französischen Entscheidung wis­
sen, um so mehr werden wir 
dazu beitragen können, die 
knappe Mehrheit des franzö­
sischen Parlaments in eine 
große Volksmehrheit für das 
Neue zu verwandeln.



In Danzig leben fünftausend Deutsche
„Sozialistische G roßstad t“ gep lan t — M it 200000 P o len  au fgefü ilt

Nach den Plänen der Machthaber in Polen sollen die Städte 
Danzig, Gdingen und Zoppot zu einer „sozialistischen Groß­
stadt“ vereinigt werden, deren Mittelpunkt die alte Hansestadt 
sein wird. Die Bemühungen um die Verwirklichung dieser 
Pläne sind bereits in vollem Gange. Eine im Bau befindliche 
Autobahn wird die Städte miteinander verbinden. Die alte 
Iilostersiedlung Oliva und das Seebad Zoppot sollen dann die 
„grüne Dunge“ Danzigs werden.
Im Gipsmodell ist das neue 

„Groß-Danzig“ bereits fertigge­
stellt. Doch man weiß, was von 
Plänen zu halten ist, die unter 
der Patenschaft eines groß­
sprecherischen kommunistischen 
Regimes entstanden sind. Wenn 
auch ein Teil der alten Hanse­
stadt wie,der im alten Stil auf­
gebaut ist, so geschah es nicht 
aus echtem kulturellem Anlie­
gen, sondern aus politischen 
Gründen. Die Warschauer 
Machthaber sind nämlich 
krampfhaft bemüht, Danzigs 
urpolnischen Charakter nachzu­
weisen. Die Zugehörigkeit zur 
Hanse und zum Deutschen Or­
den wird geflissentlich über­
sehen.

A rtu sh o f a ls  „K u ltu rhau s“
Die Polen haben zunächst Ge­

bäude restauriert, die in irgend­
einer Verbindung zur polnischen 
Geschichte gestanden haben. 
Wo keine Beziehungen zur pol­
nischen Vergangenheit herzu­
stellen waren, setzte man kur­
zerhand einen polnischen Adler 
aufs Dach.

An den bemalten Giebelfassa­
den der wiederaufgebauten 
Bürgerhäuser in der Langgasse, 
der heutigen „Ulica Dlluga", 
tauchen Darstellungen aus der 
polnischen Geschichte auf. Der 
Artushof am Langen Markt 
wurde wiederaufgebaut, aller­
dings wurde aus der ehrwürdi­
gen Kaufherrenhalle ein „Kul­
turhaus der Werktätigen".

K ran to r —  eine Ruine
Die Altstadt, die von Russen 

und Polen nach dem Einmarsch 
niedergebrannt wurde, bietet 
immer noch einen trostlosen 
Anblick. Das Krantor, das 
Wahrzeichen Danzigs, ragt als 
einsame Ruine aus den unkraut­
überwucherten Schuttbergen an 
der Mottlau. In zwei Jahren 
soll die Altstadt in der früheren 
Herrlichkeit Wiedererstehen,

prophezeit die Propaganda. Man 
will den Stadtkern auflockern 
und mit Grünanlagen durch­
setzen.

Mit erheblichem Propaganda­
aufwand und Steuervergünsti­
gungen wurde die Stadt mit 
Polen aufgefüllt, so daß die 
Einwohnerzahl bereits zweihun­
derttausend überschritten hat. 
Davon sind aber nur noch fünf­
tausend Deutsche. Sie müssen

Von 1930 bis 1954 ist die Zahl 
der in der Volkswirtschaft der 
Sowjetunion beschäftigten A r­
beiter und Angestellten um 13,5 
.Millionen Menschen anf 47 M il­
lionen gestiegen. Nicht einbe­
griffen sind die Schüler und Stu­
denten, die zum Militärdienst 
Eingezogenen und die in dev 
Landwirtschaft tätigen „Kol- 
eliosniki“ .

Als zu Beginn des Jahres 1954 
für die Erschließung von Neu­
land in Sibirien und Kasakstan, 
zur Erweiterung der Getreide­
anbaufläche um 13 Millionen 
Hektar 150 000 Leute nötig wa­
ren, gab es große Schwierig­
keiten. So mußten denn ein­
zelne Industriezweige Leute ab­
geben, die zum Kolonisations­
dienst kommandiert wurden. 
Der Vorgang erwies, daß das 
vor einem Vierteljahrhundert 
noch unerschöpflich erschei­
nende Menschenreservoir Ruß­
lands, das Dorf, versiegt ist.

Als die Bolsehewiki mit der 
Industrialisierung nach Plan be­
gannen, rechnete man damit, 
daß der jährliche Bevölkerungs­
zuwachs etwa drei Millionen 
Menschen ausmachte. In  ¡äen 
zehn Jahren nach dem Kriege 
ist aber die Einwohnerzahl nur 
von 200 auf etwa 210 Millionen

in ärmlichsten Verhältnissen 
leben.
A rm u t in  der Bucht

Während Danzig als Staats- 
Schaufenster prächtig dekoriert 
werden soll, verkommen die 
Dörfer in der Danziger Bucht 
immer mehr. Die Häuser sind 
seit den Zerstörungen im Jahre 
1945 kaum ausgebessert. Es 
lehlt an den notwendigsten Ge­
brauchsgegenständen. Beson­
ders dürftig leben die achttau­
send in der „Wojewodschaft 
Gdansk“ zurückgebliebenen 
Deutschen, die weniger als die 
Hälfte des Lohnes eines polni­
schen Arbeiters erhalten, und 
schon der ist kümmerlich ge­
nug. Jedoch hat sich das Zu­
sammenleben mit der polni­
schen Bevölkerung gebessert.

gestiegen. Die Zuwachsrate hat 
sich also auf weniger als ein 
Drittel gesenkt. Heute leben 
rund 40 Prozent aller Sowjet­
bürger in der Stadt — gegen 
18 Prozent vor der Revolution.

Das Gesetz der wachsenden 
Zivilisierung von menschen­
armen Kolonisationsgebieten mit 
Industrie und Verkehrswegen 
wird hier deutlich. Die höhere 
Stufe der Volkswirtschaft bindet 
zunehmend mehr Menschen an 
Arbeitsplätze, die besetzt blei­
ben müssen, wenn der Mecha­
nismus weiterlaufen soll.

Die Bewirtschaftung des Fak­
tors Arbeitskraft ist heute ein 
gewaltiges Problem der Sowjet­
führung, das sie bereits fort» 
während in Konflikt mit den 
militärischen Ansprüchen bringt. 
Denn je näher die Wirtschafts­
struktur der Sowjetunion dem 
Zustand eines modernen Indu­
striestaats kommt, desto gerin­
ger wird die Möglichkeit, die 
militärischen Mannschaftsbe­
stände beliebig zu vermehren. 
Je komplizierter die Rüstungs­
industrie, desto mehr Menschen 
bindet sie vornehmlich im 
Kriegsfälle, je  höher der Grad 
der Mechanisierung der Land­
wirtschaft, desto unentbehr­
licher wird die darin gebundene 
menschliche Arbeitskraft,

Der „Sowjetmensch“  wird knapp
Industrie lle  und m ilitärische P lanung im  W iderspruch



Pankows Angst um die Ostmark
D ie üblichen Leserb rie fe  — Ein Taraversuch

Wenn die Machthaber der So- 
Wjetzöfte etwas \orhaben, was 
das Volk nicht will, dann lassen 
sie Leserbriefe schreiben.

Mit der Verordnung des Ost­
magistrats, wonach auch in den 
HO - Gaststätten Westberliner 
vom Verzehr ausgeschlossen 
Sind, es sei denn, sie bezahlten 
1 : 1, fing es an. Die Ursache: 
Die Warenversorgung zu Weih­
nächten im Ostsektor war 
schwächer und lückenhaft. Man 
konnte auch auf das Wenige 
nicht verzichten, was bisher 
einige Westberliner in HO-Gäst- 
stätten verzehrt haben. Damit 
wurde aber die Verwendungs­
möglichkeit von Ostmark für 
Westberliner eingeschränkt, wo­
durch zeitweilig der Ostmärk- 
kurs Schlechter tendieren mußte.

Dafür ist man drüben aber 
auch wieder sehr empfindlich, 
obwohl man angeblich den 
„Schwindelkurs der Wechselstu­
ben“ gar nicht zur Kenntnis 
nimmt.

Man weiß natürlich in Pan­
kow, daß ein fallender "Wechsel­
kurs in so naher Nachbarschaft 
eine schlechte Propaganda ist

Berlin (DPA). Im Laufe des 
Jahres 1954 suchten rund 105 000 
Flüchtlinge aus der Sowjetzone 
und Ostberlin in Westberlin um 
ihre Notauf nähme nach. Über 
73 009 Flüchtlinge wurden 1954 
aus Westberlin in die Bundes­
republik geflogen.

Der Zustrom von Flüchtlingen 
nach Westberlin ist im Ver­
gleich zum Vorjahr fast um 
zwei Drittel zurückgegangen. 
1953, dem Jahr mit dem stärk­
sten Flüchtlingszustrom, hatten 
rund 306 000 Männer, Frauen 
und Kinder um Asyl nach­
gesucht. Noch mehr — um fast 
dreiviertel — hat sich die Zahl 
der in die Bundesrepublik ge­
flogenen Flüchtlinge im Ver­
gleich zum Vorjahr vermindert. 
19-53 waren es noch 257 000.

Bisher nur drei
Berlin (AP). W ie aus evan­

gelischen Kirchenkreisen verlau­
tete, hat die Pankower Regie­
rung am Jahresende die Zuzugs-

für die angeblich sich ständig 
bessernden Verhältnisse.

Man versucht, das Ostmark­
angebot in Westberlin mit Ge­
walt und mit Polizeimaßnahmen 
zu verringern. Wer bringt Ost­
mark hierher? Nicht Schieber 
sind es, sondern harmlose Be­
wohner der Sowjetzone, die in 
Westberlin das einkaufen möch­
ten, was es drüben einfach nicht 
in guten Qualitäten gibt.

Diese Selbsthilfe aus ><ot will 
'man jetzt erschweren durch ver­
schärfte Geld- und Warenkon­
trollen an den Sektorengrenzen, 
in der Hoffnung, daß dadurch 
ein geringeres Ostmarkangebot 
bewirkt und damit Kursver- 
schleciiterung und Prestigever­
lust abgewehrt werden.

Lächerlich ist der Tarnver- 
sueh, „Schiebungen“ verhindern 
zu wollen; denn wer nach West­
berlin Ostmark bringt und hier 
Umtauschen will, tut es wahr­
haftig nicht aus Gewinnsucht, 
sondern weil die sowjetzonale 
Wirtschaft den echten Bedarf 
der Bevölkerung auch zu über­
höhten HO-Preisen nicht zu be­
friedigen vermag.

genehmigung für drei Pfarrer 
erteilt. Von der Kirchenleitung 
Berlin-Brandenburg waren seit 
Monaten insgesamt 18 Zuzugs­
genehmigungen beantragt.

Bilanz der Zonenjustiz
Berlin (AP ). Vier Todesurteile, 

15 lebenslängliche Zuchthaus­
strafen sowie Freiheitsstrafen 
in einer Gesamthöhe von 256S 
Jahren Zuchthaus und 153 Jah­
ren Gefängnis wegen „poli­
tischer Vergehen“ sind die Bi­
lanz der Sowjetzonenjustiz im 
Jahre 1954, teilte der Unter­
suchungsausschuß freiheitlicher 
Juristen mit.

Zurückgekehrt
Berlin (DPA). Der deutsche 

Physiker und Nobelpreisträger 
Professor Dr, Gustav Hertz, 
der 1945 zusammen mit anderen 
Wissenschaftlern nach der So­
wjetunion verschleppt wurde, 
ist bereits im September zurück­
gekehrt.

Ostpreußen
An Ostpreußen, das unverges­

sene deutsche Land an der öst­
lichen Grenze des Reiches, er­
innert uns schmerzlich die so­
wjetische Meldung, daß dieses 
Gebiet mit dem Zentrum Kö­
nigsberg in dem aieuen Obersten 
Sowjet mit sechs Abgeordneten 
vertreten sein wird. W ir können 
dazu nur feststellen, daß auch 
die gewaltsame Abtrennung die­
ser deutschen Provinz ebenso 
nur ein Provisorium darstellt 
wie die Abtrennung der ande­
ren Gebiete jenseits der Oder- 
Neiße-Linie oder des Saarge­
bietes.

Es gibt bisher keinen Akt 
von völkerrechtlicher Gültigkeit, 
der anderen Mächten die Legiti­
mation gäbe, diese Gebiete für 
sich in Anspruch zu nehmen. 
Am allerwenigsten gibt es einen 
Rechtsakt, der Deutschland zur 
Anerkennung eines solchen An­
spruchs verpflichten könnte. Nur 
ein Friedensvertrag kann und 
wird hier die endgültige Ent­
scheidung treffen.

Das geht mit eindeutiger 
Klarheit aus der Potsdamer Er­
klärung der Alliierten auch für 
Ostpreußen hervor. In  dieser 
Erklärung heißt es, daß die So­
wjets auf der Potsdamer Kon­
ferenz den Vorschlag gemacht 
hätten, daß „bis zur endgül­
tigen Regelung der Gebietsfra­
gen beim Friedensschluß“ die 
Westgrenze der Sowjetunion 
von einem gewissen Punkte an 
der Ostküste der Danziger 
Bucht bis zur Dreiländerecke 
Polen—Litauen—Ostpreußen ver­
laufen soll. Dieser Vorschlag 
sei von der Konferenz geprüft 
worden, die sich einverstanden 
erklärt habe, daß das umschrie­
bene Gebiet v o r b e h a l t ­
l i c h  der Prüfung des tatsäch­
lichen Verlaufs der Grenze durch 
Sachverständige endgültig an 
die Sowjetunion übertragen 
werden soll.

Das ist also rechtlich ein kla­
rer Fall — verdunkelt nur 
durch den Mangel an Einsicht, 
mit dem die Westmächte am 
Ende des Krieges dem - Expan­
sionsdrang ihres damaligen sö- 
wjetischen Alliierten entgegen­
kamen.

Flüchtlingszahl gesunken
105 000 Zonenbew ohner flüchteten  1954



D ie E n ts c h e id u n g  in  P a r is  — vorher Der Unterschied
Auf dem Hamburger Parteitag der KPD  

hat als Sprecher des Zentralkomitees der 
SED, dessen „brüderliche Kampf grüße“ 
er überbrachte, Hermann Matern „freie 
und demokratische Wahlen“ zu einer ge­
samtdeutschen Nationalversammlung für 
den Fall in Aussicht gestellt, daß die 
Ratifikation der Pariser Verträge verhin­
dert werde.

Nun hat das, was ein Funktionär der 
SED verspricht, ganz gewiß keine Bedeu­
tung. Tatsächlich hat Matern auch in 
Hamburg mehr versprochen, als die So­
wjets zu halten gedenken. Die „Tägliche 
Rundschau“ nämlich, das amtliche sowje­
tische Blatt in Ostberlin, berichtet zwar 
ausführlich über die Rede Materns; aber 
in ihrem Bericht ist nicht von „freien, 
demokratischen Wahlen“ die Rede, die in 
Hamburg unbefugt verheißen wurden, 
sondern lediglich davon, daß „der W eg 
für Wahlen zu einer gesamtdeutschen Na­
tionalversammlung frei würde“.

Es ist für einen prominenten Kommu­
nisten der SED offenbar ein Unterschied, 
ob er in Pankow oder in Hamburg spricht.

und nachher

Schw ieliger Kurs ' 
in französischen G ew ässern!

Illegale W asserflöhe
Berlin (DPA). Das Ostberliner Stadt­

bezirksgericht Pankow hat den nicht ge­
nehmigten Verkauf von Wasserflöhen von 
Ost- nach Westberlin als Verstoß gegen 
die Sowjetzonen-Verordnung zum Schutz 
des innerdeutschen Handels bezeichnet 
und wegen dieses „Vergehens“ zwei Ost­
berliner zu Zuchthausstrafen von drei 
bzw. vier Jahren verurteilt. Ein dritter 
Angeklagter erhielt eine Gefängnisstrafe 
von zehn Monaten.

Die Ostberliner sollen 6600 sogenannte 
Rahmen mit Wasserflöhen in Ostberlin 
erworben und in Westberlin verkauft 
haben.

2807 Vopos geflüchtet
Berlin (Eigenmeldung). 2SÜ7 Volkspoli­

zisten, darunter 206 Offiziere, stellten sich 
im Jahre 1954 unter den Schutz der West­
berliner Polizei. Allein im Dezember mel­
deten sich in Westberlin 155 Vopos, dar­
unter acht Offiziere. Mir isi so komisch zumute



Alle 30 Minuten über den Atlantik
M ehr Passagiere auf dem  Lu ftw eg als auf Sebiffen

Im internationalen .Luftverkehr wurden, wie die IA TA  mit­
teilt auf allen Gebieten neue Höchstleistungen erreicht. Hie 
dem Verband angeschlossenen 71 Fluggesellschaften erzielten 
insgesamt eine Verkehrsausweitung von rund 10 v. II. Allein 
auf der Nordatlantikroute wurden von 13 Gesellschaften 15 000 
n n f6 ‘lm'<-,lscfu.1i’ l't> rund eine Atlantiküberquerung alle 
halbe Stunde wahrend des ganzen Jahres.
1954 war das erste Jahr in 

der Geschichte der Überquerung 
des Atlantiks, in dem mehr 
Passagiere auf dem Luftwege 
anstatt auf dem Schiff befördert

Freunde in der SBZ, die un­
sere Aufklärungsarbeit unter­
stützen und ihre Meinung über 
den Inhalt äußern wollen, bit­
ten wir, den Fundort dieses 
Blattes an das Postschließfaeh 
hir. 58 nach Berlin-Charletten- 
burg 9 mitzuteiien.

Sfurden. Im gleichen Jahr wurda 
erstmalig der reguläre Polar- 
ilug begonnen.

Der Passagierflugverkehr der 
IATA-Gesellsehaften (sie be­
streiten 88 v. H. aller regulären 
Passagierbeförderung, 77 v. H. 
der Luftfrachtbeförderung und 
93 v. H. der Luftpostbeförde­
rung) konnte 1954 um 10 v. H. 
auf 44 Mill. Fluggäste und 
45 Mrd. Passagierkilometer aus­
geweitet werden. Der Lu ft­
frachtverkehr nahm um 4 v. H.

auf 770 Mill. Tonnenkilometer 
zu. Den stärksten Zuwachs 
hatte mit 14 v. H. die Luftpost- 
beförderung, die 290 Mill. Ton­
nenkilometer betrug. Der ge­
samte Luftverkehr der IATA- 
Gesellschaften wurde von über 
2500 Flugzeugen bestritten.

republik und Großbritannien
unterzeichnet werden soll, wird 
die Betreuung von etwa 8500
deutschen Soldatengräbern ge­
regelt.

W ie der Volksbund deutsche 
Kriegsgräberfürsorge am Diens­
tag in Kassel mitteilte, werden 
2264 deutsche Soldatengräber
auf britischen Friedhöfen in
Frankreich betreut, 500 in Bri- 
tisch-Westafrilca, 500 in Kanada 
und etwa 5000 aus beiden W elt­
kriegen auf englischem Boden. 
Die Pflege britischer Soldaten­
gräber in der Bundesrepublik

Die Glocke läutet wieder
Am Silvesterabend um 20.45 

Uhr hat zum erstenmal seit 
über elf Jahren vom erhalten 
gebliebenen Turm der Ruine 
der Kaiser-Wilhelm-Gedächtnis­
kirche wieder die Glocke ge­
schlagen. Die alte Kirchturmuhr 
war nach schweren Kriegsbe­
schädigungen am 23. November 
1943 um 20.30 Uhr stehengeblie­
ben. Von einer Kölner Firma 
war unlängst ein neues Uhr­
werk gespendet worden, Glok- 
ken für das Geläut wurden aus 
dem Erlös der Lotterie zum 
Wiederaufbau der Kaiser-Wil- 
helm-Gedäehtniskirche ange­
schafft.

wurde ebenfalls vertraglich ge­
regelt.

10 M ill, Pakete
Zehn Millionen Pakete für 

Sowjetzonenbewohner sind im 
Dezember bis zum ersten Weih­
nachtsfeiertag über Helmstedt- 
Marienborn abgefertigt worden, 
teilte die Oberpostdirektion 
Braunschweig mit.

Für christliche Einheit
Eine Gebetwoche für die 

christliche Einheit ist für die 
Zeit vom 2. bis 9. Januar von 
der evangelischen Kirchenlei­
tung Berlin-Brandenburg be­
schlossen worden.

SED, hsrfiörenl
Der kleine TAG wird ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. Wer Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. fbrigens 
wird ei auch dort gern 
gelesen
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Bereits 400000 Fernsehteilnehmer
Das Jahr 1954 wird in der Ge­

schichte des Fernsehens beson­
dere Beachtung finden; es 
brachte ein sprunghaftes An­
steigen der Fernsehteilnehmer. 
Erstmalig wurden außerdem 
«Europäische Fernseh wochen“
durehgeführt, in denen das 
Fernsehpnblikum von Schott­
land bis Italien, von Dänemark 
bis Südfraiikreich das gleiche 
Programm sah.

Seit Oktober ist in allen Län-

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvor­

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden für Be­
sucher aus dem Ostsektoi Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m N o i -  
l e n ä o r f  p l a t z  gezeigt.

Täglich ab 13 Uhr in stünd-

dern der Bundesrepublik der 
Fernsehbetrieb auf genommen 
worden.

Ende 1954 waren in Westberlin 
3354 und in der Bundesrepublik 
68 252 Geräte angemeldet. Es 
wurde festgestellt, daß durch­
schnittlich vier bis fünf Per­
sonen an einem Gerät das Pro­
gramm sehen. So erreichen die 
deutschen Fernsehsendungen 
heute ungefähr 400 000 Menschen,

notier Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr: sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfllmstunde tui Ktndej 
aus dem Ostsektoi und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

Kriegsgräber-Vertrag mit England
In  einem Kriegsgräbervertrag, 

der demnächst von der Bundes-


